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Vier Jahre Schule kosten
bis zu 13600 Franken
ZÜRICH  Gymnasium, FMSoder Lehre: Die Kosten
für dieAusbildungbelasten Familien ganz schön.
News-Scout Racky berichtet
von ihren zwei Kindern, die
dieses Jahr in diePädagogische
Maturitätsschule (PMS) und
die Fachmittelschule (FMS)
starten. «Computer, Reisekos-
ten, Lehrmittel und Klassen-
kassen:Wir jonglieren, soweit
wir können, aber es ist sehr
schwer.» Auffällig an Rackys
Situation: Sie sind eine Nor-
malverdienerfamilie. Philipp
Frei,Geschäftsführer derBud-
getberatungSchweiz, bestätigt,
dass sich immermehrFamilien

entsprechendeFragen stellten.
Wie teuer die Sekundarstu-

fe II – Gymi, FMS und Lehre
– für die Eltern wird, ist stark
unterschiedlich.Ausgabenwie
Schulgelder,Aufnahmegebüh-
renundAnreisekosten können
je nach Ausbildungsweg und
Standort stark variieren. Das
Gymnasium ist tendenziell der
teuerste Weg: So rechnet das
Realgymnasium Rämibühl in
Zürich für dievier JahreOber-
stufe 13600 Franken – ohne
die Kosten für ein Tablet oder

einen Laptop. Die Kantons-
schule Baden mit 5050 bis
10150, in Bern sind es 4000
bis 12000 Franken (ohne die
Kosten fürAnreise undEssen).
In der Fachmittelschule

(FMS) sind die Kosten etwas
tiefer. In Zug und Bern sind es
4500 Franken, jedoch decken
diese nur das Schulgeld, Lehr-
mittelkostenundExkursionen.
Was bei den FMS aber für vie-
le dazukommt, ist die weiter-
führende Ausbildung in Form
einer Fachmaturität.
Die Alternative scheint, die

Ausbildungüber eineLehre zu
machen.Dochauchdort fallen

unerwartete Kosten an. Der
DachverbandBudgetberatung
rechnet bei einem Lehrlings-
lohn von 1000 Franken mit
Lebenshaltungskostenvon880
Franken. Da bleibt nicht viel
übrig. Für dieAusbildung selbst
können zusätzlich schnellmal
etwa 900 Franken für einen
Laptop oder 360 Franken für
Schulbücher anfallen,wie dies
bei News-Scout Manuelas
15-jährigem Sohn in der
Maurerlehre der Fall war. «Als
alleinerziehendes Mami defi-
nitiv kein Zuckerschlecken»,
wie sie sagte.
JAN JANSSEN

Politiker fordern Geld von Kantonen
BERN Parlamentarier fordern
mehr Unterstützung von den
Kantonen für Familien, die
Mühe haben, dieAusbildungs-
kosten für ihre Kinder zu tra-
gen. Mitte-Nationalrätin und
Berufsschullehrerin Regina
Durrer-Knobel erklärt: «Das
Problem istmehr, dass die be-
troffenenEltern teilweise nicht
wissen, dass sie um finanziel-
leHilfe anfragen könnten, oder
sich nicht getrauen.» Zudem
würde sie sich auch von den
Kantonen mehr finanzielle
Unterstützung bei Brücken-
angeboten wünschen. FDP-

Nationalrätin Bettina Balmer:
«Es darf nicht sein, dass Per-
sonen aus einer finanziell
schlechteren Situation der Zu-
gang zur Bildung verwehrt
wird.» SP-NationalratMatthi-
as Aebischer ärgert sich vor
allem über das System der
Langzeitgymnasien: «In Zü-
rich muss man die Vorberei-
tungskursevor derAufnahme-
prüfung besuchen, sonst hat
man kaumeineChance, diese
zu bestehen.»DieKosten dafür
könnten sich nur privilegierte
Familien leisten, dadurch öffne
sich eine Schere. PIR

Braucht dasKindaucheinTablet, so ist das
für Eltern immeröfter einProblem. Marcus Brandt/DPA

«Hilfe anfordern
noch Tabuthema»

UBS kündigt Kunde
nach 50 Jahren

ZÜRICH  Die Kosten in der Aus-
bildung können Eltern an ihre
Grenzen treiben – der Dachver-
band der Budgetberatung
Schweiz hat mit betroffenen
Familien und Menschen zu tun
und versucht, ihnen durch die
Aufstellung eines Budgets zu
helfen und auf mögliche Hilfen
zu verweisen. «Wir bekommen
immer wieder Anfragen von Fa-
milien, die nicht wissen, wie sie
dieseAusgabenbewerkstelligen
können», erklärt Geschäfts-
führer PhilippFrei.

Und wer ist denn nun be-
troffen? «Besonders trifft es Al-
leinerziehende. Aber auch viele
Familien müssen sich heute
fragen,obsiedieAusbildungder
Kinder finanzieren können.» Es
gebe zwar Hilfe in Form von Sti-
pendien und Stiftungen. «Die
anzufordern, braucht allerdings
WissenundvielÜberwindung. In
der Schweiz ist das für viele im-
mernocheinTabuthema», sagt
Frei weiter.

Zusammenfassend drückt
Frei es indeutlichenWortenaus:
«EsgibtPaareundFamilien,die
sich fragen: ‹Kann ichmir in der
Schweiz überhaupt noch ein
Kind leisten?›» JJ

ZÜRICH Nach über 50 Jahren
löste die UBS das Konto von
News-Scout A. auf. Statt einen
Grund anzugeben, verweist sie
aufeineKlausel indenAllgemei-
nen Geschäftsbedingungen,
wonach Vertragskündigungen
jederzeit beidseitigmöglich sei-
en. Sollte er nicht bisMitteSep-
tembereinneuesKontobeieiner
anderenBankangeben,drohtdie
UBSmiteinerAufwandsentschä-
digung von 200 Franken. Der
Leser kannesnicht fassen: «Ich
habemirnichtszuschuldenkom-
men lassen.» Die UBS-Presse-
stellewill sichnichtäussern. FPO

Philip Frei, Geschäftsführer
BudgetberatungSchweiz. Privat
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